
VERORDNUNG (EG) Nr. 1580/2006 DER KOMMISSION

vom 20. Oktober 2006

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr.
3448/93 des Rates im Hinblick auf die Gewährung von Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur
Festsetzung des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von

nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren ausgeführt werden

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3448/93 des Rates vom
6. Dezember 1993 über die Handelsregelung für bestimmte aus
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren (1), insbe-
sondere auf Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 4 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1
Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 der
Kommission (2) gilt für Erzeugnisse, die in Form von
nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren aus-
geführt werden, die Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der
Kommission vom 15. April 1999 über gemeinsame
Durchführungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei
landwirtschaftlichen Erzeugnissen (3).

(2) Gemäß Artikel 3 zweiter Gedankenstrich der Verordnung
(EG) Nr. 800/1999 entsteht der Anspruch auf eine Aus-
fuhrerstattung bei der Einfuhr in ein bestimmtes Dritt-
land, wenn für das betreffende Drittland ein differenzier-
ter Erstattungssatz gilt.

(3) In den Artikeln 14, 15 und 16 der Verordnung (EG) Nr.
800/1999 sind die Bedingungen für die Zahlung einer
differenzierten Erstattung und insbesondere die Unterla-
gen festgelegt, die als Nachweis für die Ankunft der Wa-
ren am Bestimmungsort vorzulegen sind.

(4) Entsprechend Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr.
800/1999 können die Mitgliedstaaten den Ausführer un-
ter bestimmten Umständen von der Vorlage der in Arti-
kel 16 dieser Verordnung vorgeschriebenen Nachweise
mit Ausnahme des Beförderungspapiers freistellen.

(5) Erstattungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005
werden für eine große Menge spezifischer Anträge ge-
währt. Die meisten Waren, für die diese Anträge gestellt
werden, werden nach genau festgelegten technischen Ge-
gebenheiten hergestellt, ihre Beschaffenheit und Qualität
ändert sich nicht, ihre Ausfuhr folgt immer dem gleichen
Muster, und sie werden nach Verfahren hergestellt, die
von den zuständigen Behörden registriert und bestätigt
wurden.

(6) Angesichts dieser besonderen Umstände und im Hinblick
auf eine Vereinfachung des Verwaltungsaufwands, der mit
der Gewährung von Ausfuhrerstattungen gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1043/2005 verbunden ist, ist es ange-
zeigt, Sonderbestimmungen zu erlassen, die den Mitglied-
staaten einen größeren Spielraum gewähren als Artikel
17 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999, indem in ihnen
die Obergrenzen festgelegt werden, unterhalb derer die
Mitgliedstaaten die Marktteilnehmer von den Nachweisen
nach Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999 frei-
stellen können.

(7) Wenn die Waren für den Verkauf an den Endverbraucher
abgepackt sind oder wenn Waren desselben KN-Codes
nach einem immer wiederkehrenden Muster vom selben
Ausführer an denselben Empfänger geliefert werden, ist
es angezeigt, den Mitgliedstaaten den Spielraum einzu-
räumen, den Ausführer nach eigenem Ermessen von
der Vorlage des Nachweises gemäß Artikel 16 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 800/1999 freizustellen, sofern sie ver-
langen, dass der Ausführer diesen Nachweis bei Stichpro-
benkontrollen vorlegt.

(8) Es ist zu gewährleisten, dass einerseits die Mitgliedstaaten
feststellen können, dass die vorstehenden Ausnahmen auf
jene Transaktionen beschränkt bleiben, für die sie vorge-
sehen sind, während andererseits die einzelnen Ausführer
vor der Ausfuhr wissen müssen, für welche Waren und
Transaktionen ein Mitgliedstaat bereit ist, ihnen diese
flexiblere Regelung zu gewähren. Es ist daher angezeigt,
ein von den Mitgliedstaaten zu verwaltendes Genehmi-
gungsverfahren vorzusehen, mit dem sie die Waren und
Transaktionen kontrollieren können, für die sie diese fle-
xiblere Regelung gewähren wollen.
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(9) Es empfiehlt sich vorzusehen, dass nach diesen Bestim-
mungen gewährte Ausnahmen als Risikofaktoren gelten,
die im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 4045/89 des Rates (1) zu berücksichtigen
sind, in der die von den Mitgliedstaaten vorzunehmende
Prüfung jener Maßnahmen geregelt ist, die Bestandteil des
Finanzierungssystems des Europäischen Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ga-
rantie, sind. Falls die Mitgliedstaaten bestimmte Unterla-
gen auf der Grundlage von Risikofaktoren verlangen, ist
es zudem angezeigt, dass sie die Grundsätze anwenden,
die in der Verordnung (EG) Nr. 3122/94 der Kommission
vom 20. Dezember 1994 zur Festlegung der Kriterien für
die Risikoanalyse bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen,
für die eine Erstattung gewährt wird (2), festgelegt sind.

(10) Unbeschadet der Bestimmungen über Ausnahmen gemäß
dieser Verordnung sollten die Nachweise gemäß Artikel
16 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999 in bestimmten
Fällen zwingend vorgelegt werden müssen. Die Bindung
der Erstattung an die Erfüllung dieser Anforderungen
zieht sowohl für die nationalen Behörden als auch für
die Ausführer eine wesentliche Änderung der Verwal-
tungsverfahren nach sich, mit entsprechenden administ-
rativen Folgen und erheblichem Finanzaufwand. Die Bei-
bringung der in Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr.
800/1999 vorgesehenen Nachweise kann in einigen Län-
dern erhebliche verwaltungstechnische Schwierigkeiten
bereiten. Um den Finanz- und Verwaltungsaufwand für
die Ausführer zu verringern und Behörden und Ausfüh-
rern die Möglichkeit zu geben, die neue Regelung für die
betreffenden Waren mit allen für einen reibungslosen
Ablauf der Einfuhrzollformalitäten erforderlichen Verfah-
ren einzuführen, ist es angezeigt, eine Übergangszeit vor-
zusehen, während der die Erbringung des Nachweises
über die Erfüllung der Einfuhrzollformalitäten erleichtert
wird.

(11) Die Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 sollte daher ent-
sprechend geändert werden.

(12) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für horizontale Fragen des Handels mit landwirtschaftli-
chen Verarbeitungserzeugnissen, die nicht unter Anhang I
fallen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Dem Artikel 54 der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 werden
die folgenden Absätze 3 bis 6 angefügt:

„(3) Für die in Anhang II dieser Verordnung aufgeführten
Waren gilt abweichend von Artikel 17 der Verordnung (EG)
Nr. 800/1999 der in Absatz 1 Buchstabe b dieses Artikels
genannte Betrag ungeachtet des Bestimmungslandes oder -ge-
biets, in das die Waren ausgeführt werden:

a) bei Waren, die für den Verkauf an den Endverbraucher in
unmittelbaren Umschließungen mit einem Gewicht des
Inhalts von höchstens 2,5 kg oder in Behältern von
höchstens 2 Litern Inhalt abgepackt sind und eine Etiket-
tierung im Sinne von Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a der
Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates (*) tragen, auf der entweder der Einführer im
Bestimmungsland angegeben ist oder deren Aufschrift ent-
weder in einer Amtssprache des Bestimmungslandes oder
in einer dort ohne weiteres verständlichen Sprache abge-
fasst ist;

b) in Fällen, in denen ein bestimmter Ausführer mindestens
12 Mal in den zwei Jahren vor dem Datum des in Absatz 4
genannten Genehmigungsantrags Waren ausführt, die je-
weils nicht mehr als 90 Gewichtshundertteile eines einzel-
nen erstattungsfähigen Grunderzeugnisses enthalten, unter
den gleichen achtstelligen KN-Code fallen und an densel-
ben (dieselben) Empfänger gehen.

(4) In den in Absatz 3 vorgesehenen Fällen können die
Mitgliedstaaten auf Antrag den betreffenden Ausführer durch
eine förmliche Genehmigung von der Vorlage der gemäß
Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999 erforderlichen
Unterlagen mit Ausnahme des Beförderungspapiers freistellen.

Die in Unterabsatz 1 genannte Genehmigung gilt, sofern sie
nicht widerrufen wird, für höchstens zwei Jahre und kann
erneuert werden. Die Mitgliedstaaten können diese Genehmi-
gung nach eigenem Ermessen widerrufen und müssen sie vor
allem sofort entziehen, wenn der begründete Verdacht be-
steht, dass der Ausführer den Auflagen der jeweiligen Geneh-
migung nicht nachkommt.

Die nach Unterabsatz 1 gewährten Ausnahmen sind als Risi-
kofaktoren anzusehen und im Sinne von Artikel 2 Absatz 1
der Verordnung (EWG) Nr. 4045/89 zu berücksichtigen.

Ausführer, die die Befreiung in Anspruch nehmen, müssen
die Genehmigungsnummer auf dem Einheitspapier und auf
dem spezifischen Zahlungsantrag gemäß Artikel 32 dieser
Verordnung angeben.
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(5) Unbeschadet von Absatz 4 können die Mitgliedstaaten
in den Fällen gemäß Absatz 3 Buchstabe b den betreffenden
Ausführer von der Vorlage der Beförderungspapiere für sämt-
liche unter eine Genehmigung fallende Ausfuhren freistellen,
sofern vom betreffenden Ausführer verlangt wird, die Beför-
derungspapiere für mindestens 10 % solcher Ausfuhranmel-
dungen oder für wenigstens eine Anmeldung jährlich vorzu-
legen, je nachdem welche Zahl höher ist, wobei die Mitglied-
staaten die Auswahl anhand der Kriterien der Verordnung
(EG) Nr. 3122/94 treffen.

(6) Im Fall von in Anhang II dieser Verordnung aufgeführ-
ten Waren, deren Ausfuhranmeldung spätestens am 30. Sep-
tember 2007 angenommen wurde und für die der Ausführer
keinen Nachweis nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 800/1999 beibringen kann, gelten diese Waren als
in ein Drittland eingeführt, sobald eine Kopie des Beförde-
rungspapiers und entweder eines der in Artikel 16 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 800/1999 aufgeführten Dokumente

oder ein von einem in der Gemeinschaft ansässigen zuge-
lassenen Makler ausgestellter Bankbeleg, aus dem hervorgeht,
dass die Zahlung für die betreffende Ausfuhr dem bei dem
Makler geführten Konto des Ausführers gutgeschrieben wor-
den ist, oder ein entsprechender Zahlungsbeleg vorgelegt
wird.

Zum Zwecke der Anwendung von Artikel 20 der Verord-
nung (EG) Nr. 800/1999 tragen die Mitgliedstaaten den Be-
stimmungen von Unterabsatz 1 Rechnung.
___________
(*) ABl. L 109 vom 6.5.2000, S. 29.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Oktober 2006

Für die Kommission
Günter VERHEUGEN

Vizepräsident
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